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S a t z u n g 
über die Benennung von Straßen und das Anbringen von 

Straßennamensschildern 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 2 der Sächsischen Gemeindeordnung (SächsGemO) vom 21. April 
1993 (GVBl. S. 301) i.V.m. § 126 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Bekanntmachung vom 08. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253) beschließt der Stadtrat der 
Stadt Rodewisch in seiner Sitzung am 23.03.95 folgende Satzung: 
 

§ 1 
 Grundsatz 

 
Die Benennung der Straßen, Wege, Plätze, Brücken und Grünanlagen ist Aufgabe der 
Stadt und wird auf Grundlage der in der Anlage dargestellten Richtlinien durchgeführt. 
 
Die Entscheidung trifft der Stadtrat auf Grund einer Empfehlung des Technischen 
Ausschusses. 
 

 
§ 2  

Straßennamensschilder 
 
Alle benannten Verkehrsflächen werden durch weiße Namensschilder mit schwarzer 
Beschriftung gekennzeichnet. 
Die Schilder werden von der Stadt beschafft, angebracht und unterhalten. 
 

§ 3   
Pflichten der Betroffenen 

 
Die Betroffenen (Eigentümer von grundstücksgleichen Rechten und Besitzer von 
Grundstücken und baulichen Anlagen aller Art) haben das Anbringen von 
Straßennamensschildern zu dulden. 
Vor Anbringen der Schilder sind die Eigentümer und die Inhaber von grundstücksgleichen 
Rechten zu benachrichtigen. Die Stadt bestimmt Art, Ort und Zeitpunkt der Anbringung der 
Straßennamensschilder. 
Schäden, die den Betroffenen durch diese Maßnahme entstehen, sind durch die Stadt zu 
beseitigen oder zu entschädigen. 
 
Straßennamenschilder dürfen durch die Betroffenen nicht geändert oder in ihrer 
Sichtbarkeit beeinträchtigt werden. 
 

§ 4  
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Rodewisch, den 23.3.1995 
Trischmann, Bürgermeister 
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R i c h t l i n i e n 
für die  Straßenbenennung 

 
1.    Grundsätze für die Straßenbenennung 
 
1.1   Die Anzahl der Straßennamen ist möglichst gering zu halten. Jeder Straßenname 
darf nur einmal vorkommen. Kurze Stichstraßen und Wohnwege sind nur dann zu 
benennen, wenn es aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erforderlich ist. 
Straßen von übergeordneter Bedeutung, wie Ausfallstraßen, Ringstraßen, 
Fernverkehrsstraßen und dgl. sollen in der Regel in ihrem ganzen zusammenhängenden 
Verlauf nur einen Namen erhalten. 
Werden Wohnstraßen von diesen Straßen oder Plätzen unterbrochen, sollte der Name der 
Wohnstraße nicht über die trennende Straße hinweg geführt werden. 
 
1.2   Der Straßenname soll möglichst klar und einprägsam sein. Gleichklingende Namen 
sind zu vermeiden. Aus EDV - technischen Gründen sollten Straßennamen aus höchstens 
25 Zeichen einschließlich der notwendigen Zwischenräume bestehen. 
 
Für die Schreibweise der Namen gelten die Regeln der deutschen Rechtschreibung. 
 
1.3   Je nach der Bedeutung, der Lage und dem Charakter der Straße sollen neben den 
allgemeinen Bezeichnungen "Straße" oder "Platz" auch die Bezeichnungen "Ring", 
"Damm", "Allee", "Weg", "Markt", "Au" usw. verwendet werden. 
 
Zusammenhängende Baugebiete sollen nach einheitlichen Gesichtspunkten benannt 
werden (z.B. Malerviertel). 
 
1.4   Für die Straßenbenennung nach Persönlichkeiten gelten folgende Regeln: 
 
Grundsätzlich sind Straßen nur nach bereits verstorbenen Persönlichkeiten zu benennen. 
 
Persönlichkeiten der neueren Geschichte sollen nur dann verwendet werden, wenn ihr 
Geschichtsbild abgeklärt ist. 
 
Sollen Verdienste verstorbener Personen aus neuer Zeit durch eine Straßenbenennung 
gewürdigt werden, so sind noch lebende Angehörige vorher möglichst zu hören.                             
 
Rodewisch, den 23.03.95 
 
Trischmann, Bürgermeister 
 
 
Anmerkung: 
Diese Satzung ist seit 01.04.95 in Kraft. 
 
 
 
 Hinweis: Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustandegekommen sind, ein Jahr 
nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustandegekommen. 
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Dies gilt nicht, wenn 
 
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGem0 wegen 
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGem0 genannten Frist 
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter 
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzungen begründen soll, schriftlich geltend 
gemacht worden ist. 
 
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 und 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach 
Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGem0 genannten Frist jedermann diese Verletzung 
geltend machen.  
                
 


